
Kampf gegen die Saboteure unseres Aufbaus
Am 17. März 1950 fand im Ministerium der Justiz der Deutschen Demokratischen Republik eine Arbeits­

tagung der leitenden Mitarbeiter des Ministeriums statt.
Im Mittelpunkt der Beratung stand der Bericht über die Tätigkeit der Staatsanwaltschaften und Ge­

richte im zweiten Halbjahr 1949.
Die Analyse des Berichts und die Tatsache des verschärften Kampfes der reaktionären Kräfte gegen den 

Bestand der Deutschen Demokratischen Republik nahm Minister R e c h n e r  zum Anlaß, um folgende 
richtungweisende Erklärung für die Justizarbeit abzugeben:

Die positive Entwicklung auf dem Gebiete der Justiz ist ein klarer Ausdruck für die allgemeine wirtschaft­
liche Aufwärtsentwicklung und die Festigung der antifaschistisch-demokratischen Ordnung in der Deutschen 
Demokratischen Republik. Auf dem Gebiete der allgemeinen Kriminalität ist eine weitere erhebliche Senkung 
festzustellen. Der Rückgang der Anzeigen bei der Staatsanwaltschaft betrug vom 2. Halbjahr 191)8 zum 2. Halb­
jahr 191)9 31,9%. Bei dieser Entwicklung entfällt der Hauptanteil auf die Eigentumsdelikte. Hier gingen die 
Anzeigen vom 2. Halbjahr 191)8 zum 2. Halbjahr 191)9 um 35,9% zurück. Die Zahl der kleinen Wirtschaftsstraf­
sachen, die in ihrer Gesamtheit die planmäßige Produktion und Verteilung früher erheblich gestört haben, 
ist ebenfalls zurückgegangen. Die Jugendkriminalität sinkt ständig weiter ab. Auch das Ansteigen der Tätig­
keit der Zivilgerichte spiegelt den Prozeß der Herstellung eines gesunden Wirtschaftslebens wider.

Die Justizorgane haben erkannt, daß ihre Hauptaufgabe in dem Schutz der demokratischen Ordnung, ins­
besondere im Schutz des Volkswirtschaftsplans und des Volkseigentums, liegt. Die Gerichte und Staatsanwalt­
schaften haben sich bei der Anwendung der Gesetze auf meine Erklärung über die Festigung der demo­
kratischen Rechtsordnung vom 15. Januar 191)9 gestützt. Sie haben durch ihre Tätigkeit wesentlich dazu bei­
getragen, daß die demokratische Gesetzlichkeit zu einem festen Bestandteil unserer antifaschistisch-demokratischen 
Ordnung geworden ist.

Durch die Anwendung neuer Arbeitsmethoden in Form der öffentlichen Berichterstattung der Gerichte und 
Staatsanwaltschaften, der Justizausspracheabende, der Dorf- und Betriebsversammlungen sowie der Prozesse in 
erweiterter Öffentlichkeit am Tatort haben die Gerichte wesentlich zur Entwicklung des demokratischen Rechts­
bewußtseins in der Bevölkerung beigetragen und die Achtung und Förderung der demokratischen Gesetze durch 
die Bürger erwirkt. Es ist festzustellen, daß die Tätigkeit der Gerichte und Staatsanwaltschaften mit der all­
gemeinen Entwicklung Schritt gehalten hat.

Die Analyse der Kriminalität und der Tätigkeit der Justiz im letzten Halbjahr zeigt aber zugleich ein 
Anwachsen der organisierten Schädlings- und Sabotageakte, die gegen den Bestand der Deutschen Demokratischen 
Republik und ihre Friedenswirtschaft gerichtet sind. Diese Feststellungen im Bereich der Justiz bestätigen im 
vollen Umfange die Darlegungen des Industrieministers, des Generalinspekteurs der Hauptverwaltung zum Schutz 
der Volkswirtschaft und des Vorsitzenden der ZKSK über den verschärften Kampf der monopolistischen Kräfte 
gegen die Deutsche Demokratische Republik, die zur Bildung des Ministeriums für staatliche Sicherheit geführt 
haben.

Auch die Entwicklung der Strafjustiz zeugt davon, wie die reaktionären und zum Krieg treibenden Kräfte 
besonders auf wirtschaftlichem Gebiet durch planmäßige Sabotage- und Spionagetätigkeit der demokratischen und 
friedlichen Entwicklung in der Deutschen Demokratischen Republik entgegenzuwirken versuchen. Das Ansteigen 
der Zahl der Brandstiftungen in volkseigenen Betrieben und volkseigenen Gütern, die Versuche, beträchtliche 
Werte nach dem Westen zu verschieben —  wie im Falle Herwegen/Brundert —  und die in den letzten Monaten 
von West-Berlin organisierten Buntmetalldiebstähle großen Ausmaßes zeigen, mit welchen gefährlichen Mitteln 
kriminelle Verbrecher im Dienst des amerikanischen und britischen Geheimdienstes gegen die Republik arbeiten.

Um diese Angriffe gegen die antifaschistisch-demokratische Ordnung erfolgreich abwehren zu können, sind die 
Gerichte und Staatsanwaltschaften dazu übergegangen, bestimmte Schwerpunkte in ihrer Arbeit zu bilden. Das 
hat dazu geführt, daß die Höhe der Strafen, die bei wirtschaftlichen Verbrechen verhängt wurden, angestiegen 
ist. In zahlreichen Fällen haben Buntmetalldiebe Strafen von 10 Jahren Zuchthaus und darüber erhalten.

Die Erfahrungen zeigen jedoch, daß die bisherigen Bemühungen keinesfalls ausreichend waren. Es ist 
notwendig, den Kampf gegen die planmäßigen Angriffe auf unsere demokratische Ordnung und den Bestand 
der Deutschen Demokratischen Republik zu verstärken. Im gegenwärtigen Stadium unserer Entwicklung müssen 
die Gerichte und die Staatsanwaltschaften ihre ganze Kraft auf diese Aufgaben konzentrieren. Es ist notwendig, 
daß alle Organe der Justiz sowohl bei der Tätigkeit der Zivilgerichte als auch bei der Behandlung der Straf­
sachen äußerste Wachsamkeit zeigen. Es ist vornehmlich die Aufgabe der Staatsanwälte und Strafrichter, mit 
aller Schnelligkeit und äußerster Härte gegen diejenigen vorzugehen, die sich im Aufträge der amerikanischen 
und englischen Spionageorganisationen und ihrer deutschen Helfer an Sabotage- und Spionageakten in der 
Deutschen Demokratischen Republik beteiligen. Gegen diese Elemente darf es keine Nachsicht geben.

Die vordringlichste Aufgabe der Gerichte und Staatsanwaltschaften liegt jetzt in einer Steigerung der demo­
kratischen Gesetzlichkeit in der Richtung eines verstärkten Kampfes gegen die Saboteure unseres Aufbaues. 
Steigerung der demokratischen Gesetzlichkeit bedeutet schnelle, harte und konsequente Anwendung der demo­
kratischen Gesetze gegen die Feinde der antifaschistisch-demokratischen Ordnung. Die Gerichte und Staats­
anwaltschaften können sich dabei auf die vorhandenen Gesetze stützen, die eine ausreichende Grundlage für eine 
harte Bestrafung aller Störungsakte bilden.

In enger Zusammenarbeit mit den Sicherungs- und Kontrollorganen muß die Justiz eine starke Stütze für 
unsere junge demokratische Republik sein.
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